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Der Einfluss der EMRK auf das deutsche Strafrecht 
A. Einleitung
Das frühere Europarecht enthielt keine unmittelbare Kompetenz zur Harmonisierung des Strafverfahrensrechts innerhalb der EU, doch gab es einzelne Rahmenbeschlüsse z. B. zum Opferschutz; mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon (Art. 82 AEUV) und der Rechtsverbindlichkeit der Grundrechte-Charta hat sich das geändert. 
Dagegen enthält die EMRK seit 1952 bereits wesentliche Vorgaben für das Strafverfahrensrecht in den Mitgliedsstaaten des Europarats und mithin auch in Deutschland. Da die EMRK als völkerrechtlicher Vertrag durch einfaches Gesetz ratifiziert wurde, gilt sie nach ganz hM in Deutschland „nur“ im Range einfachen Bundesrechts (wie auch die StPO) und ist als solches mithin – anders als das Grundgesetz und das Europarecht – gegenüber der StPO nicht vorrangig. Als völkerrechtlicher Vertrag besteht allerdings für die Bundesrepublik Deutschland eine – nicht unmittelbar im Inland wirkende – Pflicht zur Beachtung der strafrechtlichen Vorgaben („Die Bestimmungen des Grundgesetzes sind jedoch völkerrechtsfreundlich auszulegen. Der Konventionstext und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte dienen auf der Ebene des Verfassungsrechts als Auslegungshilfen für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite von Grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen des Grundgesetzes“ [BVerfGE 74, 358 <370> = NJW 1987, 2427; stRspr]); soweit es sich dabei sogar um allgemeine Regeln des Völkerrechts (z. B. Art. 3 EMRK: Folterverbot) handelt – was aber für jede Konventionsgarantie gesondert festzustellen ist und sich nicht von selbst versteht – gehen diese gem. Art. 25 Satz 2 GG den Gesetzen (z. B. StPO) vor und gelten unmittelbar auch im Strafverfahrensrecht. 

Auf strafrechtsrelevante Akte der EU ist die EMRK noch nicht unmittelbar anzuwenden, weil die EU noch nicht Mitglied der EMRK sind (mit Art. 6 Abs. 2 EUV n. F. kann und soll sie aber beitreten); überdies hat sich die EU in Art. 6 Abs. 3 EUV der EMRK selbst unterworfen, doch ist dies noch nicht durch den EGMR justiziabel. Werden EU-Rechtsakte aber durch die EU-Mitgliedstaaten in innerstaatliches Recht umgesetzt oder auf inländische Sachverhalte angewendet, bleiben die Mitgliedstaaten als EMRK-Mitglieder an die Konventionsgarantien gebunden, so dass mittelbar die EMRK auch EU-Rechtsvorgaben Grenzen setzen kann. 

Lit.: Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention, 5. Aufl. 2012; Peters/Altwicker, Einführung in die Europäische Menschenrechtskonvention, 2. Aufl. 2012; Esser, Auf dem Weg zu einem europäischen Strafverfahrensrecht, 2002; Hecker, Europäisches Strafrecht, 4. Aufl. 2012, § 3; Ehlers (Hrsg.), Europäische Grundrechte und Grundfreiheiten, 4. Aufl. 2015, §§ 2 – 6; Eisele, JA 2005, 390 ff. – Kommentierungen zur EMRK: Meyer-Ladewig, EMRK, 3. Aufl., 2011; Frowein/Peukert, EMRK-Kommentar, 3. Aufl. 2009; Karpenstein/Mayer, EMRK, 2012; Internationaler Kommentar zur EMRK (Loseblattsammlung); Grote/Marauhn, EMRK/GG-Konkordanzkommentar, 2006; schließlich die EMRK-Kommentierung in den StPO-Kommentaren etwa von Gollwitzer, in Löwe-Rosenberg, von Paeffgen im SK-StPO oder von Schmitt, in Meyer-Goßner/Schmitt (57. Aufl. 2014).     

B. Strafrechtsvorgaben in der EMRK

Strafrechtsrelevante Garantien der EMRK und ihrer Zusatzprotokolle (nach Hecker, Europäisches Strafrecht, § 3 Rn. 19):

· Art. 1: Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte 

· Art. 2 I: Recht auf Leben (und daraus abgeleitet auch einen Anspruch auf die Durchführung eines Ermittlungsverfahrens, wenn der Verdacht eines Tötungsdelikts in Form einer Konventionsverletzung besteht) 

· Art. 2 II lit. a: Rechtmäßigkeit einer Tötung nur, wenn diese erforderlich ist, um jemand gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen -> Einschränkung des deutschen Notwehrrechts bei der Verteidigung von Sachwerten?

· Art. 3: Verbot von Folter, unmenschlicher und erniedrigender Strafe oder Behandlung

· Art. 4: Verbot der Sklaverei und Zwangsarbeit

· Art. 5 I: Recht auf Freiheit und Sicherheit

· Art. 5 II – V: Rechte des Festgenommenen

· Art. 6 I: Recht auf faires Verfahren

· Art. 6 II: Unschuldsvermutung

· Art. 6 III: Rechte des Angeklagten insbes. auf Verteidigerbeistand und Konfrontation mit Belastungszeugen

· Art. 7 I: Keine Strafe ohne Gesetz (nullum crimen, nulla poena sine lege -> Gesetzlichkeitsprinzip und Rückwirkungsverbot)

· Art. 8 I: Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens

· Art. 9 I: Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

· Art. 10 I: Freiheit der Meinungsäußerung

· Art. 11 I: Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit

· Art. 13: Recht auf wirksame Beschwerde (auch i. V. m. Art. 6 EMRK 

· Art. 14: Verbot der Benachteiligung

· Art. 34: Recht auf Individualbeschwerde zum EGMR

· Art. 1, 6. ZP (1983): Abschaffung der Todesstrafe 

· Art. 2 I, 7. ZP (1984): Rechtsmittel in Strafsachen

· Art. 3, 7. ZP: Recht auf Entschädigung bei Fehlurteilen

· Art. 4 I, 7. ZP: (Nationales) ne bis in idem

· Art. 1, 13. ZP (2002); Endgültige Abschaffung der Todesstrafe 

C. Art. 6 EMRK 

I. Einleitung

Art. 6 EMRK enthält die für das deutsche Strafverfahrensrecht wohl bedeutendsten Konventionsgarantien, von denen einige – jedenfalls in ihrer Interpretation durch den EGMR – im deutschen Strafprozessrecht nicht enthalten sind. Umstr. sind bis heute die Konsequenzen von Verletzung des Art. 6 EMRK für das Strafverfahren in Deutschland. Dazu: Schuska, Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen Art. 6 EMRK und ihre revisionsrechtliche Geltendmachung, 2006 

II. Systematik

1. Abs. 1 enthält einige Grundvoraussetzungen eines fairen Strafverfahrens:

· Das erkennende (Straf-)Gericht muss unabhängig und unparteiisch sein.

· Das Strafverfahren muss grundsätzlich öffentlich sein.

· Die Strafsache muss „innerhalb angemessener Frist“ verhandelt (und v. a. auch zu Ende gebracht) werden (Verbot eines „überlangen Verfahrens“). – Probl.: Vorlage zum EuGH gem. Art. 267 AEUV kann Strafverfahren deutlich verlängern, aber EGMR sieht darin – anders als bei Vorlage zum BVerfG gem. Art. 100 GG – keinen in die Dauer einzurechnenden Bestandteil des Strafverfahrens (heute aber: Beschleunigtes Verfahren vor dem EuGH möglich; dazu Wolter, Vorabentscheidungsverfahren und Beschleunigungsgebot in Strafsachen, 2011).
· Das Strafverfahren muss insgesamt „fair“ sein (Gebot des „fair trial“); daraus leitet sich v. a. ein Gebot der Waffengleichheit („equality of arms“) ab, das sich aber nicht ohne weiteres mit dem tradierten deutschen Strafverfahrensmodell vereinbaren lässt.

Die Fairness des Verfahrens ist dabei nicht nur eine einzelne Anforderung, sondern die Grundlage des Art. 6 EMRK und damit auch der anderen darin explizierten Rechte des Beschuldigten. Daraus folgt auch, dass es letztlich für die Frage einer Verletzung von Konventionsgarantien des Art. 6 EMRK nicht nur auf die Bejahung einer isolierten Garantie ankommt, sondern dass mit Blick auf das gesamte Verfahren dessen (Un-)Fairness zu prüfen ist (Gesamtbetrachtungslehre).   

2. Abs. 2 normiert die Unschuldsvermutung (nur) im (Kriminal-)Strafrecht. Jedenfalls alle staatlichen Organe haben danach bis zum gesetzlichen Beweis der Schuld einen Beschuldigten so zu behandeln, als sei er unschuldig (Probl.: § 56f I Nr. 1 StGB). Das gilt auch, wenn der Beschuldigte vor rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens verstirbt oder das Verfahren aus anderen Gründen nicht bis zu einem gesetzlichen Beweis fortgeführt wird bzw. werden kann. Umstr. ist, ob der Grundgedanke der Unschuldsvermutung auch auf nichtstrafrechtliche Verfahren (z. B. Sportverbandsstrafrecht, Disziplinarrecht) übertragen werden kann. – Nicht zu verwechseln ist die Unschuldsvermutung mit dem Grundsatz „in dubio pro reo“, der bei Nichtaufklärbarkeit eines Sachverhalts mit den prozessual zulässigen Beweismitteln dazu zwingt, von mehreren möglichen Alternativen im Strafurteil die jeweils dem Angeklagten günstigste zugrunde zu legen.

Dazu grundlegend: Kühl, Unschuldsvermutung, Freispruch und Einstellung, 1983; Stuckenberg, Untersuchungen zur Unschuldsvermutung, 1998.

3. Abs. 3 normiert einzelne Beschuldigtenrechte, die sich aber nicht immer vom Fairness-Grundsatz trennscharf abgrenzen lassen; in ihnen kommt vielmehr gerade der Gedanke einer Waffengleichheit im Detail deutlich zum Ausdruck; allerdings kann die Gesamtbetrachtungslehre u. U. einen Verstoß gegen einzelne Garantien des Art. 6 III EMRK wieder relativieren.

D. Fälle:

Fall 1: EGMR, NJW 2002, 2013 – Lietzow/Deutschland: Der Bf. befindet sich wegen des Verdachts des Betrugs u. a. in U-Haft. Zur Vorbereitung des Haftprüfungstermins beantragt sein Verteidiger Akteneinsicht, die ihm von der StA wegen Gefährdung des Untersuchungszwecks gem. § 147 II StPO verweigert wird. Verstoß gegen Art. 5 IV EMRK?

Fall 2: EGMR, NStZ 1999, 47 – Teixeira de Castro/Portugal: Im Zusammenhang mit der Überwachung von Drogengeschäften traten zwei portugiesische Zivilpolizisten über eine weitere Person an den Bf. Castro (C) heran und äußerten Interesse am Ankauf von Heroin. C sagte zu und vermittelte einen Verkäufer. Das Eingreifen der Polizeibeamten war nach den Feststellungen des EGMR weder Teil einer richterlich angeordneten und überwachten Operation gegen den Drogenhandel noch bestanden vernünftige Gründe dafür, C des Drogenhandels zu verdächtigen. Auch gab es keinen Hinweis dafür, dass er die Tat auch ohne die Veranlassung der Polizisten begangen hätte. Verstoß gegen Art. 6 I EMRK?
Abwandlung: EGMR, Furcht/Deutschland: F ist ein von Freund von S, der unter dem Verdacht steht, Drogen zu handeln. Um an S heranzukommen, treten zwei verdeckte Ermittler an F heran und überzeugen ihn, einen Drogenhandel mit S zu vermitteln. Obwohl F zwischendurch von dem Unternehmen Abstand nehmen will, überreden die verdeckten Ermittler ihn dazu, diesen doch durchzuführen. Bei der Übergabe werden F und S verhaftet. F wird zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, wobei das Gericht die Strafe aufgrund der Tatprovokation durch die Verdeckten Ermittler erheblich mildert. Verstoß gegen Art 6 I EMRK? 
Fall 3: EGMR, NJW 2010, 3145 – Gäfgen/Deutschland,: G. stand im Verdacht, einen Bankierssohn entführt zu haben. Da er nach seiner Festnahme nichts sagen wollte und der stv. Polizeipräsident D. davon ausging, nur bei sofortiger Auffindung des Jungen sei dessen Leben zu retten, ließ er ihm Schmerzen androhen. Daraufhin gab G. den Fundort der Leiche preis; dort fanden sich auch Reifenspuren, die zu dem Pkw von G. passten. Ein später vor dem Ermittlungsrichter wiederholtes Geständnis wurde im Prozess nicht verwertet, weil davor eine sog. qualifizierte Belehrung unterblieben war. Im Prozess legte G. – nach entsprechender Belehrung – ein neues Geständnis ab. Deswegen, aber auch wegen einiger anderer Beweismittel wurde er wegen Mordes verurteilt. Er möchte eine Wiederaufnahme des Verfahrens erreichen. Kann es eine Rolle spielen, dass D. wegen seiner Mitwirkung an der Drohung wegen Nötigung zu einer geringen Strafe verurteilt und vom Dienstherrn auf eine andere, gleich bezahlte Stelle versetzt worden ist?
Fall 4: EGMR, M/Deutschland: Nachdem M bereits zahlreiche Freiheitsstrafen wegen schwerer Verbrechen verbüßt hat, verurteilt ihn im Jahr 1986 das zuständige Landgericht wegen versuchten Mordes in Tateinheit mit Raub zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren. Zugleich ordnet es seine erstmalige Unterbringung in der Sicherungsverwahrung an. Zum Zeitpunkt dieser Entscheidung sieht das Gesetz für einen solchen Fall vor, dass die Unterbringung nicht länger als zehn Jahre dauern darf. Nach Verbüßung der Freiheitsstrafe wird M im Jahr 1991 in die Sicherungsverwahrung überwiesen. 1998 tritt ein Gesetz in Kraft, das ermöglicht, die Sicherungsverwahrung nach Ablauf der Zehnjahresfrist fortzuführen, wenn die Gefahr besteht, dass der Untergebrachte infolge seines Hanges zur Begehung von Straftaten solche Taten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt werden. Auf der Grundlage dieser Vorschrift ordnet die zuständige Strafvollstreckungskammer, nachdem M zehn Jahre Sicherungsverwahrung verbüßt hat, deren Fortdauer an. Erfolglos bemüht M sich, auf dem innerstaatlichen Rechtsweg seine Freilassung zu erreichen. Er scheitert auch mit seiner Verfassungsbeschwerde vor dem BVerfG. Daraufhin wendet er sich mit einer Individualbeschwerde gegen die Bundesrepublik Deutschland an den EGMR. Verstoß gegen Art. 5 I und Artikel 7 I EMRK?
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